Deutscher Bundestag 
1. \l(^ahlperiode 
1949 


Drudesache Nr. 2400 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
6 — 65305 — 1462/51 II 


Bonn, den 26. Juni 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Protokoll von 
Torquay vom 21. April 1951 und den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen 
vom 30. Oktober 1947 

nebst Begründung und 16 Anlagen "‘J mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 60. Sitzung am 22. Juni 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blüdier 


Anlagen 1 bis 16 als Sonderdruck verteilt. 


Öruck: Bonner tJriiversitäts-Buchdruckerel Öebr. Scheur, Bohü 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße i 



Entwurf 

eines Gesetzes über das Protokoll von Torquay vom 21. April 1951 und 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen vom 30. Oktober 1947 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

(1) Dem Protokoll von Torquay in der 
durch die Sdilußakte von Torquay vom 21. 
April 1951 festgelegten Form sowie dem 
Genfer Allgemeinen Zoll- und Handelsab- 
kommen vom 30. Oktober 1947 nebst den 
im Protokoll von Torquay aufgeführten Be- 
rlditigungs-, Änderungs- und Ergänzungsver- 
einbarungen (nachstehend GATT genannt) 
wird zugestimmt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
dem GATT beizutreten. 


Artikel II 

(1) Das Protokoll von Torquay mit seinen 
Anlagen sowie das GATT werden nach- 
stehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem die in Absatz 1 ge- 
nannten Abkommen in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. Das Allgemeine Zoll- und Handels- 
abkommen vom 30, Oktober 1947 

A. Allgemeiner Überblick 

1. Nachdem nach dem letzten Weltkrieg 
in Gestalt der „Organisation der Ver- 
einten Nationen“ (UNO, ONU) die 
Grundlage für eine Neuregelung der 
politischen Beziehungen der einzelnen 
Länder geschaffen worden war, ging 
diese Organisation auf Initiative der 
USA sehr bald dazu über, auch eine neue 
wirtschaftliche Weltordnung aufzubauen. 
Diese Bestrebungen führten zu zwei 
internationalen Vertragswerken, dem 
Genfer Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommen (GATT — General Agree- 
ment on Tarif fs and Trade) vom 30. 
Oktober 1947 einerseits und der 
Havanna Charta vom 24. März 1948 
andererseits. 

2. Die Havanna Charta sieht eine umfas- 
sende internationale Regelung der* gesam- 


ten Wirtschafts- und Arbeitsprobleme vor 
und soll gleichzeitig auch die Redits- 
grundlage für eine internationale Welt- 
handelsorganisation als eine Art Welt- 
wirtschaftsministerium schaffen. Dem- 
gegenüber beschränkt sich das GATT in 
realistischer Erkenntnis der Verschieden- 
artigkeit der Wirtschaftssysteme der ein- 
zelnen Länder auf eine allgemeine Rege- 
lung der zoll- und handelspolltlsdien 
Beziehungen als des Fragenkomplexes, 
der am dringlichsten einer internatio- 
nalen Lösung bedarf. Das GATT stellt 
nach seiner Entstehungsgeschichte ein 
vorweggenommenes Teilstück der 
Havanna Charta dar, indem die in Genf 
1947 zusammengetretenen Verhand- 
lungspartner aus dem damals vorliegen- 
den Entwurf der Havanna Charta die 
darin vorgesehenen zoll- und handels- 
politischen Bestimmungen (Kap. IV, 
Handelspolitik) übernahmen. 
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3. Die von 53 Staaten Unterzeichnete 
Havanna Charta ist mangels Ratifizie- 
rung durch die beteiligten Länder bisher 
nicht in Kraft getreten. Nach der neue- 
ren weltwirtsdiaftlichen Entwicklung 
und der veränderten Haltung der USA 
als des maßgebenden Initiators der 
Charta kann vorläufig audi nicht mehr 
mit dem Inkrafttreten gerechnet wer- 
den. Dagegen ist das GATT völkerrecht- 
lich wirksam geworden und wird vor- 
aussichtlich im Herbst d. J. durch 
Schaffung eines Ständigen Ausschusses 
und eines eigenen Sekretariats eine 
weitere Stärkung und damit erhöhte Be- 
deutung für die internationalen Handels- 
beziehungen erlangen. Es hat sich von 
den ursprünglichen 23 Unterzeidiner- 
staaten von Genf (1947) nach der Kon- 
ferenz von Annecy (1949) auf weitere 9 
Vertragsstaaten ausgedehnt, wozu nadi 
Abschluß der Torquay-Konferenz noch 
weitere 7 Staaten treten werden. 

4. Nach seiner Präambel dient das GATT 
dem Ziele, auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit und der gegenseitigen Vor- 
teile auf eine wesentliche Herabsetzung 
der Zolltarife und anderer Handels- 
schranken und auf die Beseitigung von 
Diskriminierungen auf dem Gebiete des 
internationalen Handels hinzuwirken. 
Zur Verwirklichung dieses Zieles haben 
die Vertragspartner des GATT 1947 in 
Genf, 1949 in Annecy und 1951 in Tor- 
quay zahlreidie Zollzugeständnisse ver- 
einbart. 

5. Zur Zeit sind folgende Staaten Vertrags- 
partner des GATT: Von den ursprüng- 
lichen Vertragsstaaten von Genf^): 
Australien, Belgien, Brasilien, Burma, 
Chile, Ceylon, Frankreich, Indien (von 
dem später Pakistan als selbständiger 
Vertragsstaat abgespalten wurde), Kanada, 
Kuba, Luxemburg, Neuseeland, Nieder- 
lande, Norwegen, Südafrikanische Union, 
Südrhodesien, Syrien, Tschechoslowa- 
kei*^), das Vereinigte Königreich von 
Großbritannien und Nordirland, die 
Vereinigten Staaten von Amerika. 


9 Inzwischen sind China und Libanon ausgeschieden. 

“) Die' Tschechoslowakei ist als einziger der Ostblock- 
staaten am GATT beteiligt. 

Uruguay war zwar an den Annecy-Vcrbandlungen be- 
teiligt, hat jedoch deren Ergebnisse nicht rechtzeitig 
ratifiziert, so daß es ersL im Verfolg der Torquay- 
Verhandlungen GATT-Vertragsstaat wird. 


Staaten, die auf Grund der Teilnahme 
an der 2. „Runde“ der Internationalen 
Zolltarifverhandlungen von Annecy bei- 
getreten sind^): Dänemark, Dominika- 
nische Republik, Finnland, Griechenland, 
Haiti, Italien, Liberia, Nicaragua, 
Schweden. 

Außerdem ist auf der vierten GATT- 
Tagung in Genf im Frühjahr 1950 noch 
Indonesien nach Erlangung der Selb- 
ständigkeit Vertragspartner geworden, 

6. Während bisher Zoll- und Handels- 
abkommen grundsätzlich nur zweiseitig 
zwischen jeweils 2 Ländern abgeschlossen 
wurden, ist das GATT das erste Zoll- 
und Handelsabkommen, das die ein- 
schlägigen Materien multilateral und 
noch dazu auf weltweiter Ebene regelt. 
Nach den früheren, insbesondere im 
Rahmen des Völkerbundes gemachten 
und stets ergebnislos gebliebenen Ver- 
suchen ist es das erste multilaterale Ab- 
kommen, das auch international Rechts- 
wirksamkeit erlangt hat. 

7. In seiner rechtlichen Gestaltung geht das 
Abkommen insoweit über die bisher 
völkerrechtlich übliche Gestaltung hinaus, 
als für die vielfach vorgesehene Beschluß- 
fassung der Vertragsstaaten grundsätz- 
lich das Majoritätsprinzip (einfache bzw. 
qualifizierte Mehrheit) gilt, während das 
für die Beschlüsse des früheren Völker- 
bundes und anderer ähnlicher inter- 
nationaler Abkommen charakteristische 
völkerrechtliche Unanimitätsprinzip nur 
noch in Ausnahmefällen Platz greift. 

Das Abkommen begründet jedoch, 
wenigstens bisher, keine internationale 
Organisation mit beschließenden und 
durchführenden Organen. Vielmehr ver- 
handeln und beschließen die Vertrags- 
staaten in den üblichen völkerrechtlichen 
Formen, d. h. auf periodisch tagenden 
Konferenzen. Für die Zukunft ist aller- 
dings, wie bereits erwähnt, mit einer 
wesentlichen Stärkung des Abkommens 
zu rechnen. 

8. Der Kreis der im GATT geregelten Ma- 
terien ergibt sich aus der nachstehenden 
Übersicht. Es sind dies, abgesehen von 
dem nichtbehandelten Gebiete des Wan- 
derungs-, Niederlassungs-, Schiffahrts- 
und Konsularwesens, im allgemeinen die 
gleichen Materien, die in den früheren 
klassischen Handelsverträgen bilateral 
geregelt wurden. 
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Teil I 

Artikel I Allgemeine Meist- 

begünstigung. 

Artikel II Listen der Zugeständ- 

nisse. 


Teil II 


Artikel III 

Inländerbehandlung 
auf dem Gebiet der 
Besteuerung und der 
inneren Regelungen. 

Artikel IV 

Sonderbestimmungen 
für Kinofilme. 

Artikel V 

Freiheit der Durchfuhr. 

Artikel VI 

Antidumping- und 

Ausgleichszölle. 

Artikel VII 

Zollwert. 

Artikel VIII 

Einfuhr- und Ausfuhr- 

- 

förmlichkeiten. 

Artikel IX 

Ursprungs- 

bezeichnungen. 

Artikel X 

Veröffentlichung und 
Anwendung von Be- 
stimmungen über den 
Handel. 

Artikel XI 

Allgemeine Beseitigung 
der mengenmäßigen 

Beschränkungen. 

Artikel XII 

Beschränkungen zum 
Schutz der Zahlungs- 
bilanz. 

Artikel XIII 

Nichtdiskriminierende 
Anwendung mengen- 
mäßiger Beschrän- 
kungen. 

Artikel XIV 

Ausnahmen von der 
Regel der Nichtdiskri- 
minierung. 

Artikel XV 

Abkommen über Wäh- 
rungswesen. 

Artikel XVI 

Subventionen. 

Artikel XVII 

Nichtdiskriminierendc 
Behandlung durch 
staatliche Handels- 
unternehmen. 

Artikel XVIII 

Anpassungen aus An- 
laß der Wirtschaftsent- 
wicklung. 

Artikel XIX 

Maßnahmen in nicht 
vorgesehenen Fällen 

der Einfuhr bestimm- 
ter Erzeugnisse. 


Artikel XX 

Artikel XXI 

Artikel XXII 
Artikel XXIII 


Allgemeine Aus- 
nahmen. 

Die Sicherheit betref- 
fende Ausnahmen. 
Beratungen. 

Schutz der Zugeständ- 
nisse und Vorteile. 


Teil III 


Artikel XXIV 


Artikel XXV 
Artikel XXVI 
Artikel XXVII 

Artikel XXVIII 
Artikel XXIX 


Artikel XXX 
Artikel XXXI 
Artikel XXXII 
Artikel XXXIII 
Artikel XXXIV 
Artikel XXXV 


Territoriale Anwen- 
dungen — Grenzver- 
kehr — Zollunionen. 
Gemeinsames Vorgehen 
der Vertragspartner. 
Annahme, Inkrafttre- 
ten und Registrierung. 
Aussetzung oder Zu- 
rücknahme von Zu- 
geständnissen. 
Änderung der Listen. 
Zusammenhang des 
vorliegenden Abkom- 
mens mit der Charta 
der Internationalen 
Handelsorganisation 
(Havanna Charta). 
Änderungen. 

Rüdetritt. 

Vertragspartner. 

Beitritt. 

Anlagen. 

Nichtanwendung des 
Abkommens oder ge- 
wisser Verpflichtungen 
daraus zwischen zwei 
V' ertragspar tnern (in 

gewissen Sonderfällen). 


Nach den bisher jeweils für die Anwen- 
dung des Abkommens getroffenen Ver- 
einbarungen werden von den Vertrags- 
staaten nur die Teile I und III des Ab- 
kommens uneingeschränkt angewendet, 
während der Teil II nur in dem Ausmaß 
anzuwenden ist, wie er mit der bisherigen 
Gesetzgebung jedes Vertragsstaates ver- 
einbar ist. 

9. Das Kernstück des Abkommens liegt 
in den zollpolitischen Bestimmungen des 
Teiles I, die die gegenseitige Gewährung 
der allgemeinen unbedingten und unbe- 
schränkten Meistbegünstigung sowie die 
gegenseitigen Zollzugeständnisse der Ver- 
tragsstaaten vorsehen. Diese Zugeständ- 
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nisse sind das Ergebnis der zwisdien den 
Vertragspartnern untereinander und mit 
den jeweils neu hinzugetretenen Ländern 
durdbgeführten drei Verhandlungs- 
„runden“ von Genf, Annecy und Tor- 
quay. Sie sind z. Z. in 31 Tarifanlagen 
(Sdiedules, Listes) zusammengefaßt (20 
Listen der ursprünglichen Vertragspart- 
ner von Genf, 11 Listen der in Annecy 
neu hinzugetretenen Länder), wozu noch 
die Tarif anlagen der in Torquay hinzu- 
getretenen Länder kommen. Verhand- 
lung stedini sch sind die Zugeständnisse in 
den einzelnen Verhandlungs„runden“ zu- 
nächst bilateral zwischen jeweils 2 Län- 
dern ausgehandelt und dann multilateral 
zu Gesamtlisten der einzelnen Länder zu* 
sammengefaßt worden. Die Zugeständ- 
nisse stehen damit* allen am GATT be- 
teiligten Staaten auch unmittelbar zu. 

10. Die Zugeständnisse bestehen zum Teil 
aus Zollbindungen (Bindungen der gel- 
tenden Zölle oder eines bestimmten über 
den geltenden Zöllen liegenden „Pla- 
fonds") sowie, was im Sinne des ange~ 
strebten Abbaus der Zollschranken be- 
sonders wesentlich ist, aus Zollermäßi- 
gungen. Die Festlegung der Zölle auf 
3 Jahre und de facto wahrscheinlich auf 
Jahrzehnte gewährt der Exportwirtsdiaft 
die notwendige Stabilität des Kosten- 
faktors Zoll in ihren Kalkulationen. 
Nach den vom Sekretariat der ICITO 
(Interim Commission of the Inter- 
national Trade Organisation) in Genf 
getroffenen Feststellungen betreffen 
allein die auf der ersten Verhandlungs- 
„ runde" In Genf gemachten Zollzuge- 
ständnisse etwa 55 ®/o des Welthandels 
oder zwei Drittel des Handels der Ver- 
tragsstaaten, und der Wert der von den 
Zollzugeständnissen betroffenen Ein- 
fuhren beläuft sich auf Basis der Preise 
von 1938 auf rund 10 Milliarden Dollar 
oder nach der seither eingetretenen Preis- 
steigerung auf einen entsprechend höheren 
Betrag. Diese Ziffern erhöhen sich 
noch beträchtlich durch die in Annecy 
und neuerdings in Torquay ausgehan- 
delten Konzessionen. So betreffen die 
insgesamt in Genf, Annecy und Torquay 
gemachten Zollzugeständnisse nach den 
Berechnungen des Sekretariats der 
ICITO über 80®/o des Welthandels. 

Bei Kolonialmächten beziehen sich die 
Tarifäbreden nicht nur auf die Zolltarife 
des Mutterlandes, sondern grundsätzlich 


auch auf die kolonialen Zolltarife. Ferner 
sind auch die noch bestehenden Präfe- 
renzen (z, B. im Britischen Weltreich) in 
die Zollverhandlungen einbezogen wor- 
den. Die Spannen zwischen den Präfe- 
renz- und den Meistbegünstigungszoll- 
sätzen sind — vor allem war dies 1947 
in Genf auf den Druck der USA hin bei 
verschiedenen britischen Empire-Präfe- 
renzen der Fall — erheblich reduziert 
und verschiedene Präferenzen gänzlich 
beseitigt worden. Bestehende Präferenzen 
dürfen nicht mehr erweitert werden. 
Auch ist der Kreis der Gebiete, zwischen 
denen Präferenzen grundsätzlich nur 
noch zulässig sind, im GATT mit dem 
jeweils maßgebenden Stichzeitpunkt 
genau festgelegt. 

1 1. Wenn auch die Zolltarifabreden für eine 
bestimmte Zeit fest getroffen sind, so 
sieht das GATT bei vorliegenden wirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten mit Zu- 
stimmung der Vertragsstaaten doch die 
Möglichkeit gewisser Ausnahmen und 
Anpassungsmöglichkeiten vor. Zu diesem 
Zwecke enthält das GATT verschiedene 
Ausweichklauseln. Von diesen sind am 
bemerkenswertesten: die Schutz- oder 
Katastrophenklausel des Artikels XIX 
(Möglichkeit der Aufhebung von Zuge- 
ständnissen bei ernstlicher Schädigung 
der heimischen Produktion oder Gefahr 
einer solchen Schädigung infolge einer 
durch ein Zugeständnis bewirkten Steige- 
rung der Einfuhr), die wirtschaftliche 
Anpassungsklausel des Artikels XVIII 
(Möglichkeit protektionistischer Maß- 
nahmen im Interesse der Förderung, Ent- 
wicklung oder des Wiederaufbaus beson- 
derer Zweige der Industrie und der 
Landwirtschaft zwecks Unterstützung 
dieser Wirtschaftszweige) und die Wäh- 
rungsanpassungsklausel des Artikels II 
Ziffer 6 (Möglichkeit der Anpassung er- 
mäßigter oder gebundener spezifischer 
Zölle an eine von dem betreffenden 
Lande im Einklang mit den Statuten des 
Internationalen Währungsfonds durch- 
geführte Währungsabwertung um mehr 
als 20 Vo), Auch können die bestehenden 
Zugeständnisse in Abweichung von der 
regelmäßig durchgeführten Verlängerung 
vor Ablauf ihrer Geltungsdauer in Ver- 
handlungen mit dem Staate, mit dem sie 
ursprünglich bilateral ausgehandelt wur- 
den, sowie mit sonst wesentlich Inter- 
essierten Staaten gelöst werden, wobei 
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den interessierten Staaten ein Ausgleich 
auf einem anderen Warengebiete zu ge- 
währen ist. 

12. Entsprechend seinem Ziel, ein ausge- 
glichenes multilaterales Außenhandels- 
system wiederherzustellen, bei dem die 
Zölle nach ihrem Abbau auf das unbe- 
dingt notwendige Maß den einzigen Re- 
gulator der Außenhandekbeziehungen 
bilden, erklärt das GATT die mengen- 
mäßigen Beschränkungen (Kontingente), 
die seit der Weltwirtschaftskrise von 
1931 zusammen mit den Zahlungs- 
beschränkungen zum Hauptinstrument 
der Handelspolitik geworden sind, 
grundsätzlich als unzulässig. Das Ab- 
kommen erstrebt demnach auf weltweiter 
Ebene das gleiche Ziel der Liberalisie- 
rung des Warenaustausches, wie es die 
OEEC auf europäischer Ebene verfolgt. 

13. Für die Elastizität des GATT- Vertrags- 
werks ist es charakteristisch, daß außer 
den bereits in den früheren Handelsver- 
trägen enthaltenen allgemeinen Aus- 
nahmen (zum Schutze der öffentlichen 
Moral, für den Schutz des Lebens oder 
der Gesundheit von Personen oder Tieren 
oder die Erhaltung des Pflanzenwudises, 
aus Sicherheitsgründen für den Handel 
mit Kriegsgerät usw.) noch weitere Aus- 
nahmen vorgesehen sind. Die wichtigste 
Ausnahme, von der bei der schwierigen 
zahlungspolitischen Lage von den meisten 
Ländern Gebrauch gemacht wird, besteht 
in der den Vertragspartnern gegebenen 
Möglichkeit, zum Schutze der finanziellen 
Auslandspositionen und der Zahlungs- 
bilanz das Volumen oder den Wert der 
Einfuhrwaren zu beschränken. Das Vor- 
liegen der angeführten Voraussetzungen 
wird vom Internationalen Währungs- 
fonds geprüft, mit dem das GATT in 
enger Zusammenarbeit steht. Die enge 
Verbindung zwischen beiden Institu- 
tionen Ist auch dadurch gewährleistet, 
daß jeder Vertragsstaat möglichst Mit- 
glied des Fonds werden oder andernfalls 
mit der Gesamtheit der Vertragsstaaten 
ein Sonderwährungsabkommen abschlic- 
ßen soll. Ein solches Sonderabkommen 
hat Vorkehrungen vorzusehen, daß die 
von dem betreffenden Staate auf dem 
Gebiete des Währungswesens getroffenen 
Maßnahmen nicht mit dem GATT In 
Widerspruch stehen. Da die Bundes- 
republik die Aufnahme in den Inter- 
nationalen Währungsfonds bereits be- 


antragt hat, wird sich für sie der Ab- 
schluß eines solchen Sonderwährungs- 
abkommens erübrigen. 

14. Die beim Vorliegen der angeführten 
Voraussetzungen noch zugelassenen 
mengenmäßigen Beschränkungen dürfen 
gegenüber den anderen Vertragsstaaten 
grundsätzlich nicht diskriminatorisch an- 
gewendet werden. Für gewisse Sonder- 
fälle sind jedoch auch von dieser Ver- 
pflichtung wieder Ausnahmen vor- 
gesehen. 

15. Audh die sonstigen Bestimmungen des 
GATT suchen die bestehenden Handels- 
schranken zu beseitigen oder zu mildern 
oder etwaige Diskriminierungen auszu- 
sdiließen. 

Die Erhe'bung von Antidumping- und 
Ausgleichzöllen wird zwar für zulässig 
erklärt, jedoch an bestimmte Tatbestände 
und Voraussetzungen geknüpft. Für die 
jetzt In den meisten Ländern eingeführ- 
ten Wertzölle werden einheitliche Grund- 
sätze für den Begriff des Zoll wertes 
sowie die Ermittlung und Kontrolle 
dieses Wertes gegeben. Die Zollgebühren 
werden auf die ungefähren Kosten der 
Dienstleistungen, für die sie erhoben 
werden, beschränkt und Ein- und Aus- 
fuhrförmlichkeiten auf ein Mindestmaß 
zurückgeführt. Schließlich ist Im Inter- 
esse der Schaffung größerer Wirtschafts- 
räume als Ausnahme vom Grundsatz der 
allgemeinen Meistbegünstigung unter ge- 
wissen Voraussetzungen die Bildung von 
Zollunionen und Freihandelsgebieten 
vorgesehen. 

Auf dem Gebiete der Besteuerung und 
der inneren Warenverkehrsregelungcn 
gewähren sich die Vertragsstaaten gegen- 
seitig die Inländerbehandlung. Die Frei- 
heit der Durchfuhr, die bereits In frühe- 
ren internationalen Sonderabkommen 
vereinbart war, wird allgemein veran- 
kert. Für die Ursprungsbezeichnungen 
gilt der Grundsatz der Meistbegünsti- 
gung; auch sind in dieser Hinsicht 
verschiedene Erleichterungen vorge- 
schrieben. Für alle Gesetzesbestimmun- 
gen, Verwaltungsvorschriften, gericht- 
liche und Verwaltungsentscheidungen 
auf dem Gebiete des Zoll- und Außen- 
handelswesens ist volle Publizität zur 
Pflicht gemacht. Die Anv/endung der 
geltenden Bestimmungen hat einheitlich, 
unparteiisch und gerecht zu erfolgen. 
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Subventionen zur Steigerung der Aus- 
fuhr oder Verringerung der Einfuhr be- 
stimmter Waren werden beschränkt und 
einer Prüfung der anderen Vertrags- 
staaten unterworfen. 

16. Die restlichen Bestimmungen suchen 
durch Konsultationen und kollektive 
Beschlußfassung der Vertragsstaaten ein 
reibungsloses Funktionieren des Ab- 
kommens sicherzustellen. Schließlich 
sind noch Vereinbarungen über An- 
nahme, Inkrafttreten und Registrierung 
des Abkommens, über die Möglichkeit 
von Änderungen, den Beitritt und Rück- 
tritt von Staaten sowie den Zusammen- 
hang des Abkommens mit der Havanna- 
Charta vorgesehen. 

B. Bedeutung des Beitritts der 
Bundesrepublik Deutschland 
für die deutsche Zoll- und 
Handelspolitik 

Der Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum GATT-Vertragswerk ist eine Maß- 
nahme von größter zoll- und handels- 
politischer und darüber hinaus außen- 
politischer Bedeutung. 

1. Nach der Eingliederung Deutschlands In 
die der (west-)europäischen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit dienenden Orga- 
nisationen (OEEC, EPU, „Studien- 
gruppe für die Europäisdie Zollunion'*) 
und der Unterzeichnung der Brüsseler 
Zollkonventionen ist der Beitritt zum 
GATT ein weiterer bedeutsamer Schritt 
der Einordnung Deutschlands in die 
internationale wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit der westlichen Hemisphäre 
und in die von ihr verfolgten wirtschaft- 
lichen Ziele. 

2. Wenn auch das GATT-Vertragswerk als 
Kompromiß zwischen freihändlerischer 
und protektionistischer Einstellung ela- 
stisch gestaltet ist, so sieht es doch In 
seinem Endziel die Abkehr von dem 
bisherigen starren Bilateralismus der 
Handelsbeziehungen zu einem ausge- 
glichenen multilateralen Welthandels- 
system vor. Dieser handelspolitischen 
Zielsetzung muß sich mit dem GATT- 
Beitritt Deutschlands auch die deutsche 
Zoll- und Handelspolitik anpassen. Auf 
der einen Seite erlangt Deutschland 
gegenüber den anderen Vertragsstaaten 
die sich aus dem GATT ergebenden 
gleichen Rechte, andererseits übernimmt 


es die Verpflichtung, die deutschen zoll- 
und handelspolitischen Maßnahmen mit 
den Bestimmungen des GATT in Ein- 
klang zu halten. 

3. Mit der Erlangung der zoll- und handels- 
politischen Gleichberechtigung im GATT 
ist für Deutschland auch die Erreichung 
der zoll- und handelspolitischen Selb- 
ständigkeit verknüpft, da entsprechend 
der kürzlich getroffenen Revision des 
Besatzungsstatuts mit dem Anschluß an 
das GATT die alliierten Kontrollen über 
den Außenhandel der Bundesrepublik 
und die besonderen alliierten Vorrechte 
auf dem Gebiete der Zölle wegfallen. 

4. Die Gleichberechtigung auf zollpoliti- 
schem Gebiet wird auch dadurdi in 
vollem Umfang wiederhergestellt, daß 
mit dem Wirksamwerden des An- 
schlusses an das GATT das von den Be- 
satzungsmächten mit einer größeren An- 
zahl von GATT-Staaten geschlossene 
Genfer Abkommen vom 14. September 

1948 über die Gewährung der Meist- 
begünstigung an Westdeutschland und 
das dazu getroffene sogenannte „State- 
ment“ von Annecy vom 13. August 

1949 gegenstandslos und dement- 
sprechend auch formell aufgehoben 
werden. 

Das Genfer Abkommen, das durch 
ein Auslegungsmemorandum vom 
13. August 1949 auch auf die West- 
sektoren von Berlin ausgedehnt worden 
war, sah unter der Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit die Einräumung der 
Meistbegünstigung durch die Vertrags- 
staaten für den Außenhandel West- 
deutschlands vor. Die Vertragsstaaten 
behielten sich jedoch das Recht vor, die 
Meistbegünstigung einseitig zu ver- 
sagen, falls die deutsdien Zölle sich als 
prohibitiv oder übertrieben hoch er- 
weisen oder auf eine solche Höhe ge- 
bracht werden sollten. Diese Bestim- 
mung stellte eine einseitige Servitut zu 
Lasten Westdeutschlands dar. 

In dem zum Genfer Abkommen abge- 
gebenen Statement von Annecy er- 
klärten die drei Besatzungsmächte, daß 
Westdeutschland auf seine Einfuhr aus 
allen Ländern (gleichviel ob diese die 
deutsche Ausfuhr meistbegünstigt be- 
handeln oder nicht) die allgemeine 
Meistbegünstigung auf der Grundlage 
der Vorkriegs- Vertragszollsätze unter 
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Verallgemeinerung der bisher auf Zoll- 
kontingente beschränkten Vertragszoll- 
sätze anwenden werde. Hier lag ein 
zweiter Fall einseitiger deutscher Bin- 
dung vor. 

5. Zu diesen nicht wägbaren Gewinnen, die 
Deutschland aus dem Anschluß an das 
GATT erwachsen, treten die großen 
materiellen Vorteile, die aus dem 
Genuß der Meistbegünstigung bei allen 
GATT-Staaten anfallen. 

Während eine Reihe von GATT-Staaten 
(wie z. B. Australien und Neuseeland) 
der Bundesrepublik bisher die Meist- 
begünstigung überhaupt versagten oder 
(wie z. B. Brasilien) Ihr die im Rahmen 
des GATT gewährten Zollzugeständ- 
nisse vorenthielten oder während bei 
anderen Ländern die Gewährung der 
Meistbegünstigung nur auf kurzfristiger, 
provisorischer oder sonstiger unsicherer 
Grundlage beruhte, tritt die Bundes- 
republik nunmehr bei allen GATT- 
Staaten In den langfristig gesicherten 
Genuß der allgemeinen Meistbegünsti- 
gung. Ferner erlangt sie den Mitgenuß 
aller von den anderen GATT-Vertrags 
Staaten untereinander bereits in den 
früheren Konferenzen von Genf und 
Annecy und jetzt in Torquay verein- 
barten Zugeständnisse, wozu die 
direkten Vorteile aus den für die typisdi 
deutschen Ausfuhrwaren von Deutsch- 
land selbst in Torquay ausgehandelten 
Zollcrmäßigungen und Zollbindungen 
treten. 

IL Ergebnis der Internationalen Zolltarif- 
verhandlungen von Torquay 

A. Vorgeschichtederdeutschen 
Teilnahme 

1. Das Sekretariat der ICITO in Genf 
hatte bereits am 30. September 1949 der 
Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland mitgeteilt, daß die Vertrags- 
partner des GATT erwögen, zu den am 
28. September 1950 beginnenden Zoll- 
verhandlungen auch die Bundesrepublik 
einzuladen und gefragt, ob die Bundes- 
republik Deutschland an einem Beitritt 
zum GATT und ‘einer Teilnahme an 
den Zollverhandlungen interessiert sei. 
Gleichzeitig drückte die ICITO die An- 
nahme aus, daß die Bundesrepublik im 
Falle eines Beitritts auch „Befugnisse be- 
sitze, die Beschlüsse der Verhandlungen 


in Kraft zu setzen und die Einhaltung 
der Bestimmungen des GATT zu ge- 
währleisten“. Mit Schreiben vom 
31. Oktober 1949 leitete die Alliierte 
Flohe Kommission das Schreiben der 
ICITO an den Herrn Bundeskanzler 
weiter und teilte mit, daß sie keine Ein- 
wendungen gegen die Annahme der Ein- 
ladung durch die Bundesrepublik erhöbe. 
Die Bundesregierung hat dann mit 
Schreiben vom 8. Dezember 1949 an die 
Alliierte Hohe Kommission zwecks 
Weiterleitung an den Generalsekretär 
der ICITO die Einladung angenommen 
und damit im* Sinne des Schreibens der 
ICITO vom 30. September 1950 ihr 
Interesse an einem späteren Beitritt zum 
GATT bekundet. 

2. Auf der Tagung in Genf im Frühjahr 
1950 erklärten die Mitgliedstaaten des 
GATT die Voraussetzungen für die 
Teilnahme der Bundesrepublik als ge- 
geben. Ein Einspruch der tschecho- 
slowakischen Delegation gegen die Teil- 
nahme der Bundesrepublik, der auch bei 
Eröffnung der Verhandlungen In Tor- 
quay wiederholt wurde mit der Be- 
gründung, daß der Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland nicht In Überein- 
stimmung mit den Potsdamer Be- 
schlüssen betr. wirtschaftliche Einheit 
sei, und daß die Bundesrepublik nicht 
die notwendige handelspolitische Selb- 
ständigkeit genieße, die in Artikel 
XXXIII des GATT verlangt werde, 
wurde mit überwiegender Mehrheit zu- 
rückgewiesen. 

3. Die deutsche Bundesrepublik hatte be- 
reits im November 1949 in Voraussicht 
der kommenden Zolltarifverhandlungen 
mit der Aufstellung des Entwurfs eines 
neuen Zolltarifs auf der Grundlage des 
Brüsseler Schemas 1949 unter Festsetzung 
von Wertzöllen anstelle der bisherigen 
spezifischen Zölle begonnen. Diese Ar- 
beiten führten zu dem dem Kabinett am 
18. April 1950 vorgelegten Zolltarif- 
entwurf, der am 15. Mai 1950 dem 
Bundestag zugeleitet wurde. Dieser Zoll- 
tarifentwurf wurde auch als Grundlage 
für die Verhandlungen in Torquay den 
anderen beteiligten Staaten vorgelegt. 
Bis zum 15. Juli wurden entsprechend 
den für die GATT-Konferenz von Tor- 
quay geltenden Bestimmungen den an 
der GATT-Konferenz beteiligten Staa- 
ten die deutschen Wünsche auf Herab- 
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Setzungen und Bindungen der Zollsätze 
zugeleitet. Damit waren die Grund- 
lagen für die Teilnahme Deutsdilands 
an der Torquay-Konferenz gesdhiaffen. 

B. Der Verlauf der Verhand- 
lungen in Torquay unter beson- 
derer Berücksichtigung der 
deutschen Teilnahme 

1. Die Konferenz in Torquay begann am 
28. September 1950. Bei der Eröffnungs- 
sitzung wurde das Tarif f Negotiations 
Committee als leitende Instanz gebildet 
und gleichzeitig die neu hinzutretenden 
Staaten, also auch die Bundesrepublik 
Deutschland, die der eigentlichen GATT- 
Versammlung nur als Beobachter ange- 
schlossen waren, mit allen Rechten und 
Pflichten als gleichberechtigte Teilneh- 
mer an den Zollverhandlungen aner- 
kannt. Zur Koordinierung der laufenden 
Arbeiten wurde ein Arbeitsausschuß, die 
sogenannte Tarif f Negotiations Working 
Party, in der auch die Bundesrepublik 
vertreten war, und als zuständiges Organ 
für die Ausarbeitung der die Ergebnisse 
der Konferenz umfassenden Vertrags- 
texte ein juristischer Ausschuß (die soge- 
nannte Legal Working Party) gebildet. 

2. Die Torquay-Konferenz wurde nach 
dem gleichen Muster abgewickelt wie die 
Konferenzen von Genf und Annecy. Sie 
war aber die bisher umfassendste, cla die 
Zahl der Teilnehmerstaaten wesentlich 
größer war. Wie in den Vorkonferenzen 
wurden unter Austausch von Forde- 
rungs- und Angebotslisten zunächst 
nebeneinander herlaufende zweiseitige 
Verhandlungen zwischen je zwei Staaten 
geführt. Die Ergebnisse dieser Verhand- 
lungen wurden dann am Ende der Zoll- 
konferenz von jedem Teilnehmerland in 
einer multilateralen Liste (Schedule) zu- 
sammengefaßt und bilden einen Anhang 
(Annex) zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen. 

3. Auf der der Torquay-Konferenz voran- 
gegangenen vierten GATT-Tagung in 
Genf im Frühjahr 1950 war den Mit- 
gliedstaaten empfohlen worden, ihre in 
Genf und Annecy vereinbarten und bis 
1. Januar 1951 befristeten Zollbindungen 
um 3 Jahre bis zum 1. Januar 1954 zu 
verlängern. Demgegenüber mußte bei 
Anfang der Torquay-Konferenz festge- 
stellt werden, daß in unerwartetem Aus- 


maß von der unter Artikel XXVIII des 
GATT gegebenen Möglichkeit zur 
Lösung von Zollbindungen Gebrauch 
gemacht worden war. Da eine Bindungs- 
lösung nur gegen Gewährung einer ange- 
messenen Kompensation gestattet ist, 
widrigenfalls auch der Partner gleich- 
wertige Zugeständnisse kündigen kann, 
ergab sich in Torquay die Notwendig- 
keit zahlreicher Verhandlungen über 
Positionen aus den Genf- und Annecy- 
Listen, die neben den neuen Verhand- 
lungen einherliefen und das Programm 
der Torquay-Konferenz noch arbeits- 
reicher gestalteten. Fast alle dieser 
„Wiederverhandlungen“ konnten in 
Torquay zum Abschluß gebracht wer- 
den. Dadurch ist die Verlängerung der 
Genf- und Annecy-Listen, die auch der 
Bundesrepublik nach ihrer Aufnahme in 
das GATT zugute kommen, für die 
gleiche Geltungsdauer wie die der Tor- 
quay-Listen, nämlich bis zum 1. Januar 
1954, gesichert. 

4. Folgende Staaten nahmen als „Contrac- 
ting Parties“ an den Zollverhandlungen 
teil: 

Australien 

Benelux 

Brasilien 

Canada 

Ceylon 

Chile 

Cuba 

T schechoslowakei 
Dänemark 

Dominikanische Republik 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland 

Haiti 

Indien 

Indonesien 

Italien 

Neuseeland 

Norwegen 

Pakistan 

Südafrika 

Süd-Rhodesien 

Schweden 

Großbritannien 

Vereinigte Staaten von Amerika. 
Vier Mitgliedstaaten nahmen an den 
Verhandlungen nicht teil: Burma, 
Liberia, Nicaragua und Syrien. 

Ein Staat, Libanon, ist inzwischen aus 
dem GATT ausgetreten. Als neuhinzu- 
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kommende Staaten, die ihren Anschluß 
an das GATT beabsichtigen, nahmen an 
der Torquay-Konferenz teil: 

Bundesrepublik Deutschland 

Österreich 

Korea 

Peru 

Philippinen 

Türkei 

Uruguay 

Uruguay hatte schon an der Annecy- 
Konferenz teilgenommen, war aber bis 
zum Beginn der Torquay-Konferenz 
noch nicht Contracting Party geworden. 

5. Von den 32 in Torquay verhandelnden 
Staaten wurden 147 zweiseitige Zollab- 
kommen neu abgeschlossen, davon 21 
durch die Bundesreoublik. Diese erreichte 
damit die Höchstzahl der in Torquay 
getätigten Abschlüsse. 

6. Die Bundesrepublik hat in Torquay mit 
folgenden Ländern verhandelt: 

Australien 

Benelux 

Brasilien 

Canada 

Ceylon 

Chile 

Dänemark 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland 

Großbritannien 

Italien 

Indien 

Indonesien 

Neuseeland 

Norwegen 

Österreich 

Pakistan 

Philippinen 

Schweden 

Türkei 

Uruguay 

Vereinigte Staaten von Amerika. 
Mit der Südafrikanischen Union konnten 
Zollverhandlungen nicht aufgenommen 
werden, da die Südafrikanische Regie- 
rung den Abschluß eines Warenver^ 
kehrsabkommens zur Voraussetzung ge- 
macht hat, der bis zum Ende der Kon- 
ferenz noch nicht erreicht worden ist. 
Mit Brasilien und der Türkei sind zwar 
Verhandlungen geführt worden, diese 
konnten aber bis zum 31. März 1951 
nicht abgeschlossen werden und sollen 


zu einem späteren Zeitpunkt wieder 
aufgenommen werden. Im Falle Brasi- 
lien war es der Wunsch dieses Landes, 
eine wesentliche Verringerung der Zoll- 
und Steuerbelastung auf Kaffee zu er- 
langen, im Falle der Türkei eine Forde- 
rung auf Senkung der deutschen Tabak- 
steuer, denen z. Z. nicht entsprochen 
werden konnte. 

Mit einigen Ländern-, mit denen In 
Torquay keine Zollabkommen abge- 
schlossen wurden, sind Vereinbarungen 
über die gegenseitige Gewährung der 
Meistbegünstigung im Rahmen des 
GATT getroffen worden. 

C. Gesamtergebnis der Ver- 
handlungen 

1. Die bei Abschluß der Torquay-Konfe- 
renz vorgelegten Dokumente gliedern 
sich wie folgt: 

Schlußakte von Torquay 
Diese wurde am 21, April 1951 von den 
Vertretern der an den Verhandlungen 
beteiligt gewesenen 32 Staaten unter- 
schrieben und legt zunächst ohne Rechts- 
verbindlichkeit die Texte für folgende 
Ihr als Anlagen beigefügte Dokumente 
fest, die jeweils gesondert gezeichnet 
werden müssen. 

Entschließungen 

über die Genehmigung des Beitritts 
neuhinzutretender Länder 

Für jedes der neuhinzutretenden Länder 
gilt eine gesonderte Entschließung, die 
eine Mehrheit der gegenwärtigen 
„Contracting Parties“ erfordert. Die 
Frist beginnt am 21. April und läuft bis 
zum 20. Juni 1951. 

Der Text der Entschließung betr. die 
Bundesrepublik weicht von dem der 
übrigen Entschließungen insofern ab, als 
den Erfordernissen des deutschen Inter- 
zonenhandels und der Stellung West- 
berlins besonders Rechnung getragen 
wird. 

T orquay-Protokoll 

Dieses ist das eigentliche Kernstück des 
Vertragswerkes und umfaßt die Ergeb- 
nisse der Zollverhandlungen, Deshalb 
Ist es auch ratifikationsbedürftig, d. h. 
die Zeichnungsurkunden der Regierun- 
gen müssen beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen hinterlegt werden. 
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Die Zeidinungsfrist beginnt ebenfalls 
Am 21. April und endet am 20. Oktober 
1951. Dem Torquay-Protokoll sind als 
Anlagen die sogenannten Sdiedules, 
d. h. die Listen der in Torquay ausge- 
handelten, multilateral geltenden Zoll- 
konzessionen der einzelnen Teilnehmer- 
länder beigefügt. Diese treten für die 
„Acceding Governments“, wie z. B. die 
Bundesrepublik, erst in Kraft, a) nach 
Aufnahme des betreffenden Landes in 
das GATT, wozu Mehrheit erforder- 
lich ist, und b) vier Wochen nach Unter- 
zeichnung des T orquay-Protokolls durdi 
die betreffende Regierung. Hieraus 
folgt, daß die Torquay-Konzessionen 
der einzelnen Staaten zu verschiedenen 
Zeitpunkten zwischen Mai und No- 
vember 1951 wirksam werden, je nach- 
dem, wann die einzelne Regierung ent- 
sprechend ihrem verfassungsmäßig vor- 
geschriebenen Verfahren das Torquay- 
Protokoll unterzeichnet. Die neuen 
Länder, wie die Bundesrepublik, kom- 
men zusätzlich, sobald sie „Contracting 
Parties“ geworden sind, in den Genuß 
der Konzessionen von Genf undAnnecy. 

Erklärung 

über die verlängerte Anwendung 
der geltenden Zollisten 

Entsprechend den Bestimmungen des 
Torquay-Protokolls werden durch diese 
„Erklärung“ die Zollzugeständnisse von 
Genf und Annecy ggf. mit den in Tor- 
quay ausgehandelten Änderungen in 
ihrer Gültigkeit bis zum 1. Januar 1954 
verlängert, d. h. für die gleiche Zeitdauer 
wie die in Torquay neu ausgehandelten 
Konzessionen. 

2. Termine. 

Für die aus der Torquay-Konferenz er- 
wachsenden Ergebnisse gelten folgende 
Termine: 

21. April 1951 

Unterzeichnung der Schlußakte von 
Torquay; Beginn der Zeichnungsfrist 
für folgende Dokumente: 

Entschließungen über die Geneh- 
migung des Beitritts neuhinzutre- 
tender Länder; 

T orquay-Protokoll ; 

Erklärung über die verlängerte An- 
wendung der geltenden Zoll-Kon- 
zessionslisten. 


7. Mai 1951 

„Entschließungen“ und „Torquay- 
Protokoll“ werden für den weiteren 
Verlauf der Zeichnungsfrist bei dem 
Sekretariat der Vereinten Nationen 
hinterlegt. 

9. Mai 1951 

Veröffentlichung der bis dahin ver- 
traulichen Zollkonzessionslisten von 
Torquay durch die einzelnen Regie- 
rungen. 

12. Mai 1951 

Veröffentlichung der gesamten Zoll- 
konzessionslisten von Torquay durch 
das Sekretariat der ICITO in Genf. 

20. Juni 1951 

Letzter Termin für Unterzeichnung 
der „Entschließungen“. Entschließun- 
gen, die von ^/s der Mitgliedstaaten 
unterzeichnet sind, gelten als Zu- 
stimmung zum Beitritt der Neuhin- 
zutretenden Staaten im Sinne von Ar- 
tikel XXXIII des GATT und tragen 
das Datum vom 21. Juni 1951. 

21. April bis 21. Oktober 1951 

Jede Regierung, die das Torquay-Pro- 
tokoll unterzeichnet, setzt 30 Tage 
nach Unterzeichnung ihre Torquay- 
Listen gegenüber allen Ländern, die 
zu diesem Zeitpunkt Mitgliedstaaten 
des GATT sind und gegenüber allen 
Neuhinzutretenden Ländern, ein- 
schließlich Uruguay, sobald sie Mit- 
gliedstaaten geworden sind, in Kraft. 

20. Juli 1951 

Das Torquay-Protokoll tritt für Neu- 
hinzutretende Staaten, die bis zum 
20. Juni 1951 unterzeichnet haben, 
in Kraft unter der Voraussetzung, daß 
mindestens der Mitgliedstaaten die 
„ Entschließungen“ unterzeichnet ha- 
ben. Die Neuhinzutretenden Länder 
wenden das Abkommen auf alle Län- 
der, die zu diesem Zeitpunkt Mitglied- 
staaten sind und auf neuhinzutretende 
Länder von dem Zeitpunkt ab an, zu 
dem sie Mitgliedstaaten geworden 
sind. 

Ein Mitgliedstaat, gleichgültig ob er 
das Torquay-Protokoll unterzeichnet 
hat oder nicht, wendet das Abkom- 
men einschließlich der geltenden Zoll- 
konzessionslisten auf jede Regierung 
an, die Mitgliedstaat wird. 
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20. Juli bis 20. November 1951 

Das Torquay-Protokoll tritt für Neu- 
hinzutretende Länder In Kraft und 
diese werden MItglledstaaten 30 Tage, 
nachdem sie unterzeichnet haben, vor- 
ausgesetzt, daß die entsprechenden 
„Entschließungen“ unterzeichnet wor- 
den sind. 

20. Oktober 1951 

Letzter Termin für Unterzeichnung 
des Torquay-Protokolls. 

3. Die Unterzeichnung des Torquay-Proto- 
kolls verpflichtet die Bundesrepublik 
nach Paragraph 1 zunächst nur dazu, das 
GATT provisorisch anzuwenden. Zu be- 
achten ist, daß auch alle Vertragsstaaten, 
mit Ausnahme von Liberia, das Mit- 
glied des GATT im Sinne des Artikels 
XXVI geworden Ist, das Abkommen zu- 
nächst nur provisorisch anwenden, und 
zwar Teil I und III vollständig, dagegen 
Teil 11 lediglich in dem Umfang, in dem 
die Bestimmungen des GATT nicht in 
Widerspruch mit der an einem bestimm- 
ten Stiditag in dem betreffenden Staate 
in Kraft befindlichen Gesetzgebung 
stehen. Für die Bundesrepublik Ist dieser 
Stichtag grundsätzlich der21. April 1951. 
Die Bundesrepublik wird diesem Beispiel 
folgen müssen und auf Grund der im 
Gesetz vorgesehenen Ermächtigung erst 
dann Mitglied des GATT im Sinne des 
Artikels XXVI werden, wenn auch die 
übrigen größeren Staaten, insbesondere 
die Vereinigten Staaten von Amerika, 
Mitglied des GATT geworden sind. Es 
Ist zu erwarten, daß die Vereinigten 
Staaten von Amerika sowie andere 
Großmächte in absehbarer Zeit einen 
entsprechenden Schritt unternehmen, 
nachdem auf Anregung der Vereinigt en 
Staaten von Amerika unter Zurück- 
stellung der Ratifizierung der Havanna- 
Charta das GATT zur alleinigen Grund- 
lage einer Internationalen Regelung der 
Handelsbeziehungen der beteiligten Län- 
der gemacht wird. Dann wird auch für 
die Bundesrepublik die Voraussetzung 
gegeben sein, ihren Beitritt als Mitglied 
auszusprechen. 

4. Wenn die Gruppe der sogenannten 
„Neuhlnzutretenden Länder von Tor- 
quay“ ihren Anschluß an das GATT 
vollzogen haben wird, umfaßt dieses 38 
Staaten, deren Anteil am Welthandel 
schätzungsweise 80®/o aller Importe und 


85% aller Exporte darstellt. Die Be- 
stimmung In Artikel XXVI, daß das 
GATT endgültig in Kraft treten soll, 
wenn es von so vielen Staaten ratifi- 
ziert ist, daß diese zusammen 85% des 
Außenhandels der Unterzeichnerstaaten 
von Genf ausmachen, dürfte damit in 
absehbarer Zeit erfüllt sein. 

Bei einem Vergleich der in Torquay 
erreichten Zahl von 147 Abkommen 
mit den entsprechenden Zahlen von 
Genf (123) und Annecy (141) ist zu be- 
rücksiditigen, . daß einzelne Staaten, wie 
die Vereinigten Staaten von Amerika, 
durch ihre Gesetzgebung an eine be- 
stimmte Grenze für Zollermäßigungen 
gebunden sind, daß typische Nieder- 
schutzländer Staaten mit höheren Zöl- 
len gegenüber kein weites Spielfeld 
mehr haben und schließlidi manche 
Teilnehmerstaaten der vorausgegange- 
nen Zollkonferenzen ihre Konzessions- 
möglichkeiten als weitgehend erschöpft 
ansehen. Angesichts der Tatsache, daß 
bei der allmählichen Zurückdrängung 
mengenmäßiger Einfuhrbeschränkungen 
die Zölle als bleibendes Ventil der 
Außenhandelsregelung an Bedeutung ge- 
wonnen haben, kann es als Erfolg der 
Torquay-Konferenz angesehen werden, 
daß sich trotzdem die teilnehmenden 
Regierungen in einer so großen Zahl 
von Abkommen entschlossen haben, 
Insgesamt ca. 8400 Zollpositionen teils 
zu ermäßigen, teils für 3 Jahre zu bin- 
den. 

5. Im Anschluß an die Torquay-Konferenz 
soll ein weiterer Schritt auf dem Wege, 
die Liberalisierung auch auf das Zoll- 
gebiet auszudehnen, erfolgen. Die Tor- 
quay-Konferenz hat zwar zu nennens- 
werten Zollermäßigungen und -bindun- 
gen geführt, hat aber die Dlsparität zwi- 
schen Hochschutzzoll- undNiedersdiutz- 
Zoll-Ländern noch nicht beseitigt. Die 
Bundesrepublik liegt mit ihrem gemä- 
ßigten Tarif in der Mitte zwischen den 
beiden Extremen. Unter Bezugnahme 
auf einen Ratsbeschluß der O.E.E.C. 
vom 27. Oktober 1950, der eine Ver- 
ringerung der Disparität zwischen den 
Zollsätzen der europäischen Staaten 
als Voraussetzung für die Er- 
reichung eines einheitlichen europäischen 
Marktes bezeichnete, wurden von einer 
Reihe europäischer Staaten unter Betei- 
ligung der Bundesrenublik in Torquay, 
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aber außerhalb des Rahmens der Konfe- 
renz, Besprechungen geführt, die der 
Prüfung geeigneter Maßnahmen dien- 
ten. In deren Verfolg werden die inter- 
essierten europäischen Staaten voraus- 
sichtlich im Juli in Paris erneut zusam- 
mentreten. Das Ergebnis ihrer Unter- 
suchungen über die Möglichkeiten einer 
europäischen Zollnivellierung soll dann 
vor Beginn der September-Tagung des 
GATT in Genf einem Arbeitsausschuß 
des GATT unterbreitet werden, der u. a. 
die Frage zu prüfen hat, inwieweit 
außereuropäische Staaten zu Kompen- 
sationen für Vergünstigungen, die ihnen 
aus der Senkung europäischer Tarife er- 
wachsen, verpflichtet sind. Hier zeich- 
net sich also bereits die Tendenz ab, 
nach den Grundsätzen des GATT auch 
im europäischen Sinne weiterzuarbeiten. 

D. Bedeutung derZollzugeständ- 
nisse für die Bundesrepublik 
Deutschland 

Wie bereits ausgeführt, fanden die Verhand- 
lungen in Torquay in der Weise statt, daß 
zunächst zwischen den einzelnen Staaten 
zweiseitige (bilaterale) Verhandlungen ge- 
führt wurden. Die Ergebnisse dieser Ver- 
handlungen wurden dann am Ende der Zoll- 
konferenz von jedem Teilnehmerland in 
einer sog. multilateralen Liste zusammenge- 
faßt. Die in dieser Liste enthaltenen Zollzu- 
geständnisse sind allein maßgebend für die 
Bewertupg der in den Verhandlungen erziel- 
ten Ergebnisse. Sielfinden gegenüber allen Staa- 
ten, die die unbeschränkte Meistbegünstigung 
genießen, Anwendung. Die Ergebnisse der 
zweiseitigen Verhandlungen, die sog. bilate- 
ralen Listen, haben nur die Bedeutung, daß 
man aus ihnen erkennen kann, welchen Län- 
dern gegenüber Zugeständnisse gemacht wor- 
den sind, und daß die durch die zweiseitigen 
Zugeständnisse als Hauptlieferland anerkann- 
ten Staaten im Falle der Erhöhung von Zoll- 
sätzen des anderen Staates besondere Rechte 
geltend machen können. 

Die mnltilaterale deutsche Liste 

1. Vor Beginn der Konferenz waren von 
23 Verhandlungspartnern (vergl. II 
Punkt 6) rund 3000 Wünsche zum deut- 
schen Zolltarif angemeldet worden. 
Diese richteten sich auf etwa 1800 Zoll- 
sätze (ca. 50 Vo) der im deutschen Zoll- 
tarifentwurf enthaltenen Positionen 
(ca. 3660). In den deutschen Angebots- 
listen an die Vertragspartner wurden 


etwa in 200 Fällen eine Zollsenkung und 
in 700 Fällen Bindung angeboten, wäh- 
rend die restlichen Wünsche abgelehnt 
wurden. Im Laufe der Verhandlungen 
hat sich die Zahl der Zugeständnisse er- 
weitert, wobei sich insbesondere die Zahl 
(und der Umfang) der Zollsenkungen 
im Verhältnis zu der Zahl der Bindungen 
— gleichzeitig mit den bei den anderen 
Staaten erreichten Zugeständnissen — 
erhöhte. Insgesamt wurden schließlich 
mit 21 Verhandlungspartnern (darunter 
Benelux, somit 23 Staaten) 587 Zollsätze 
(ca. 31 Vo der angegriffenen und 16®/o 
aller Sätze) vertraglich gesenkt und 592 
Zollsätze (ca. 32®/o der angegriffenen 
und 16®/o aller Sätze) gebunden. Ins- 
gesamt wurden somit Zugeständnisse 
bei ca. 63 Vo der angegriffenen und ca. 
32 Vo aller Sätze gemadit. Zu bemerken 
ist, daß Doppelzugeständnisse, d. h. Zu- 
geständnisse, die gleichlautend mehreren 
Staaten gemacht wurden, nur einfach ge- 
zählt sind. 

2. Die Verhandlungen haben auf deutscher 
Seite darunter gelitten, daß bis zu ihrem 
Abschluß der neue Zolltarif nicht Vor- 
gelegen hat, vielmehr auf Grund eines 
Regierungsentwurfs verhandelt werden 
mußte und die endgültigen autonomen 
Zollsätze den Verhandlungspartnern bis 
zum Abschluß der Verhandlungen nicht 
bekannt wurden. Dies führte dazu, daß 
die Verhandlungspartner darauf bedacht 
waren, möglichst alle ihre Interessenge- 
biete durch Zolltarifabreden sicherzu- 
stellen. Besonders erschwerend erwies 
sich auch, daß die ursprünglich vorge- 
sehene Anpassung des Schemas an den 
Wortlaut des Brüsseler Europäischen 
Zolltarifschemas von 1949 und der da- 
mit verbundene Vorteil des leichteren 
Verständnisses bei den anderen, beson- 
ders europäischen Staaten verlorenging 
und der Wortlaut überdies während des 
Verlaufes der Verhandlungen geändert 
wurde. 

3. Zu dem Fehlen eines autonomen Tarifs 
mit Gesetzeskraft als Verhandlungs- 
grundlage kam noch hinzu, daß fast jeg- 
liche Möglichkeit, Vergleiche durchzu- 
führen, auf deutscher Seite fehlte. Welche 
Erschwerung dies allein mit Rücksicht 
auf die Tatsache bedeutete, daß die bila- 
teralen Verhandlungen mit dem Haupt- 
einfuhrland geführt werden mußten, lag 
auf der Hand. Die territoriale Entwick- 
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lung Deutschlands in den letzten Jah- 
ren und der Verlust der meisten Sta- 
tistiken der früheren Zeit verursachte 
das Fehlen fast aller zahlenmäßigen 
Grundlagen für weiter zurückliegende 
Zeiträume. Hinzu kommt nodi, daß 
auch die neuesten Statistiken nur be- 
sdiränkt verwendbar waren, da der 
neue Zolltarif nadi völlig anderen, den 
neuen Erfordernissen entsprechenden 
Gesiditspunkten aufgebaut Ist, so daß 
ein Vergleich auch In den Fällen des 
Vorliegens statistisdier Zahlen nur sehr 
bedingt möglich war. 

4. Die deutsdie multilaterale Liste, die die 
Zusammenfassung des Verhandlungs- 
ergebnisses der bilateralen Listen darstellt, 
ist mit Rüdksicht auf das vorerwähnte 
Bestreben der Verhandlungspartner, Ihre 
Interessen möglidist abzudedcen, sehr 
umfangreich. Ihre Beurteilung nadi dem 
Umfang der durch die Zugeständnisse 
erfaßten Warenkreise oder ein Ver- 
gleich mit der bisherigen Zollbelastung 
würden, wie die vorstehenden Aus- 
führungen erkennen lassen, zu keinen 
brauchbaren Ergebnissen führen. Um 
jedodi eine Beurteilung der von Deutsch- 
land gegebenen Zugeständnisse zu er- 
möglichen, sollen folgende Zahlen an- 
geführt werden: 

1. Gesamtzahl der Tarifstellen des 

neuen Zolltarifs 3664 

2. Zahl der durch die multilaterale 

Liste gebundenen oder gesenk- 
ten Tarifstellen 1179 

(264 Landw. + 915 gewerbl. Wirt- 
schaft) 

2a. davon Bindung 

von Zollsätzen 592 

(69 Landw. + 523 gewerbl. Wirt- 
sdiaft) 

2b. davon Senkung 

von Zollsätzen 587 

(195 Landw. + 392 gewerbl. Wirt- 
sdiaft). 

Zu beaditen ist, daß sich die Bindungen 
und Zollsenkungen nicht immer auf die 
ganze Position erstrecken, sondern nur 
Teile, oftmals recht kleine Teile, von 
Tarifposit Ionen erfassen. 

Etwa 100 der unter den Bindungen an- 
geführten Tarifstellen waren Im Ver- 
hältnis zu dem den Verhandlungspart- 
nern überreichten Zolltarifentwurf Zoll- 


senkungen, die aber nunmehr im Ver- 
hältnis zu dem endgültigen künftigen 
Zolltarif als Bindungen ersdieinen. Da- 
mit wurde der Einstellung des Bundes- 
tags Rechnung getragen, sich mit den 
autonomen Zollsätzen den Vertragszoll- 
sätzen weitgehend anzupassen. 

Im übrigen ist zu bemerken, daß fast 
alle Zollzugeständnisse (Bindungen wie 
Senkungen), die oftmals auf die Inten- 
tionen des Zollaussdiusses des Bundestags 
zurüdkzuführen sind, nur nach Anhörung 
von Vertretern möglichst aller inter- 
essierten Kreise zugestanden wurden. 

Die multilateralen ausländischen Listen 

1. Vor Beginn der Verhandlungen hatte die 
Bundesrepublik den 21 Staaten gegen- 
über, mit denen es später zum Abschluß 
von Verträgen kam, 3874 Wünsche an- 
gemeldet. Nach Abschluß der Verhand- 
lungen haben sich 1533 Senkungen und 
1037 Bindungen zu Gunsten Deutsch- 
lands ergeben, so daß 66 ®/o der Zahl der 
angemeldeten Wünsche Berüchsichtigung 
fanden. 

2. Soweit bisher zu übersehen Ist, betreffen 
die In Torquay eingehandelten Konzes- 
sionen ein Exportvolumen von rund 
600 Millionen DM, berechnet nach den 
zurückliegenden Jahren, meist Vorkriegs- 
jahren, dürften aber unter Berücksichti- 
gung der seither eingetretenen Preis- 
steigerungen 1 Milliarde DM erreichen. 
Sie dürften sich verdoppeln, wenn die In- 
direkten Vorteile In Rechnung gestellt 
werden, die Deutschland Im Rahmen des 
GATT aus den Zollverhandlungen 
zwischen dritten Ländern in Genf, An- 
necy und Torquay zugutekommen. 

3. Die Verhandlungen haben auch auf der 
ausländischen Seite unter verschiedenen 
Unsicherheitsmomenten und sonstigen 
Schwierigkeiten gelitten. Wenn auch die 
ausländischen Zolltarife als Verhand- 
lungsgrundlagen im allgemeinen fest- 
standen, so erfuhren sie doch während 
der Verhandlungen In einzelnen Län- 
dern (z. B. in Österreich durch Erhöhung 
des auf die Goldkronen-Sätze anwend- 
baren Multiplikators, in Ceylon durch 
erhebliche Zolltariferhöhungen) Ände- 
rungen, die zu berücksichtigen waren. 
Einen weiteren Unsicherheitsfaktor bil- 
deten die bereits anderweit erwähnten 
Lösungen früherer Zollzugeständnisse 
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und „Wiederverhandlungen“, die auf 
Grund von Artikel XXVIII des GATT 
von einer Reihe von Ländern, insbeson- 
dere von Frankreich, durchgeführt 
wurden. 

4. Weitere Schwierigkeiten ergaben ich dar- 
aus, daß auch auf der ausländischen Seite 
die Außenhandelsstatistiken nur mit 
großen Vorbehalten benutzt werden 
konnten. Bei den Vorkriegsstatistiken 
war zu berücksichtigen, daß sie sich auf 
den Außenhandel mit dem früheren 
Deutschen Reich bezogen und der in- 
zwischen eingetretenen Verkleinerung 
des deutschen Wirtschaftsgebietes und 
den Veränderungen der deutschen Wirt- 
schafts- und Außenhandelsstruktur nicht 
Rechnung tragen. Bei den Nachkriegs- 
statistiken war hingegen zu beachten, 
daß die bisher vorliegenden Statistiken 
noch kein normales Bild widerspiegeln. 
Dazu kam noch, daß viele Länder seit 
der Vorkriegszeit neue Zolltarife und 
dementsprechend auch neue statistische 
Warenverzeichnisse eingeführt haben 
und daß durch diesen Umbruch der 
Nomenklaturen die Vergleichbarkeit der 
früheren Statistiken mit den geltenden 
Zolltarifen, vor allem auf dem gewerb- 
lichen Sektor, sehr stark beeinträchtigt 
worden ist. Von einigen Ländern waren 
überdies trotz der den Teilnehmerstaaten 
auf erlegten Verpflichtung, ihren Ver- 
handlungspartnern die Vor- und Nach- 
kriegS'EInfuhrstatistiken zur Verfügung 
zu Stellen, diese Statistiken überhaupt 
nicht zu erhalten, so daß man sich In die- 
sen Fällen mit den — nomenklaturmäßig 
abweichenden — deutschen Ausfuhr- 
statistiken behelfen mußte. 

5. Ferner war es aus verschiedenen Grün- 
den, insbesondere infolge des Mangels 
an Unterlagen, der in erster Linie durch 
das Fehlen deutscher konsularischer Ver- 
tretungen und deutscher Flrmen-Nieder- 
lassungen Im Ausland bedingt war, sehr 
schwierig, sich mit den ausländischen De- 
legationen über die Preise und die wert- 
mäßige Zollbelastung der einzelnen Wa- 
ren zu einigen. Unter diesen Schwierig- 
keiten litten vor allem die Verhandlun- 
gen mit solchen Ländern, die noch ein 
spezifisches Zollsystem, d. h. Verzollung 
nach Gewicht, Stück, Maß usw. haben. 

6. Für Umfang und Ausmaß des Angriffs 
gegen die ausländischen Zölle war in 
erster Linie die Höhe des ausländischen 


Zollniveaus entscheidend. Bei den 
Niederschutzzoll-Ländern, wie den skan- 
dinavischen Ländern und den Beneiux- 
Staaten, konnten die deutschen Forde- 
rungen sich im allgemeinen auf Bindung 
der bestehenden Zölle zur Sicherung 
gegen etwaige künftige Zollerhöhungen 
beschränken. Bei den Hochschutzzoll- 
Ländern dagegen, wie z. B. Italien, 
Frankreich und Großbritannien zielten 
die deutschen Wünsche auf eine Senkung 
der ausländischen Zölle ab. Bei Waren, 
deren Zölle bereits In Genf und Annecy 
dritten Ländern gegenüber gebunden 
bzw. ermäßigt worden waren, wurden 
deutscherseits zusätzliche Ermäßigungen 
verlangt, falls die Konzessionen für den 
deutschen Export nicht als ausreichend 
erachtet wurden. Soweit Im übrigen die 
Genf- und Annecy-Zugeständnisse Aus- 
fuhrwaren betrafen, bei denen Deutsch- 
land unter normalen Verhältnissen 
Hauptlieferland (main suppller, four- 
nisseur principal) gewesen war, wurde, 
falls mit der Wiedergewinnung dieser 
Position zu rechnen ist, in dem bilate- 
ralen Verhandlungsstadium die noch- 
malige Einräumung dieser Zugeständ- 
nisse an Deutschland zu eigenem Recht 
(sog. „Doppelbindung“) verlangt, um in 
den Genuß der sich aus Artikel XXVIII 
des GATT ergebenden stärkeren Rechts- 
stellung des ursprünglichen Vertrags- 
landes zu gelangen. 

7. Die deutschen Zollforderungen erstreck- 
ten sich nicht nur auf die großen deut- 
schen Exportzweige, wie Maschinenbau, 
Elektrotechnik, Chemie, Feinmechanik 
und Optik sowie Eisen-, Blech- und Me- 
tallwaren, sondern angesichts der weit- 
gehenden Streuung der deutschen Ex- 
portinteressen auf eine größere Anzahl 
weiterer Produktionszweige, wobei 
grundsätzlich den Fertigwaren und hier- 
bei wieder den lohnintensiven Erzeug- 
nissen der Vorrang gegeben wurde. 

8. Die Ergebnisse der Torquay- Verhand- 
lungen, die in den dem Torquay-Proto- 
koll beigefügten multilateralen auslän- 
dischen Listen zusammengefaßt sind, 
können für Deutschland als durchaus 
zufriedenstellend angesehen werden, 
wenn sie auch den deutschen Forderun- 
gen aus verschiedenen Gründen nicht 
restlos Rechnung tragen. Im Hinblick 
auf die — insbesondere auf europäischer 
Ebene — weitergeführte Liberalisierung 
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des Außenhandels, die mit der Beseiti- 
gung der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen und der Zahlungsrestriktionen die 
Zölle wieder in den Vordergrund treten 
läßt, scheuten sich viele Länder, dieses 
letzte Instrument der Handelspolitik aus 
der Hand zu geben. Dazu kam, daß die 
im Gefolge der Ereignisse von Korea auf- 
tretenden weltwirtschaftlichen Spannun- 
gen die meisten Länder zu einer noch 
weitergehenden Zurückhaltung veran- 
laßten. So war die Konzessionsfreudig- 
keit der meisten Verhandlungspartner in 
Torquay geringer als in Genf und An- 
necy. 

9. Das Kernstück der in den multilateralen 
ausländischen Listen enthaltenen Kon- 
zessionen bilden für Deutschland fast 
durchweg, wenigstens soweit deutscher- 
seits mit diesen Ländern selbst verhan- 
delt wurde, die in den zweiseitigen Ver- 
handlungen von der deutschen Delega- 
tion ausgehandelten und in den bilate- 
ralen Listen enthaltenen unmittelbaren 
Zugeständnisse. Ihre Gesamtzahl und 
ihre Zusammensetzung nach Zollsenkun- 
gen und Zollbindungen ist aus der an- 
liegenden Aufstellung (Anlage 1) ersicht- 
lich. Zu diesen Zugeständnissen treten 
noch die Zugeständnisse, die in Torquay 
zwischen dritten Ländern ausgehandelt 
worden sind (sog. „indirect benefits'*), 
die teilweise auch für den deutschen Ex- 
port von erheblichem Interesse sind. 

Die Gesamtzahl der in den multilateralen 
ausländischen Listen von Torquay enthal- 
tenen Zollkonzessionen (ebenfalls aufge- 
gliedert nach Senkungen und Bindungen) 
kann aus der beigefügten Aufstellung (An- 
lage 2) ersehen werden. Wenn auch der- 
artige arithmetische Aufstellungen wegen 
der unterschiedlichen wertmäßigen Be- 
deutung des davon betroffenen Objekts 
nur von beschränktem Wert sind, so ge- 
währen sie doch einen gewissen Über- 
blick über den Umfang der bei den ein- 
zelnen Ländern erreichten Zugeständ- 
nisse. 

10. Schließlich sind bei der Bewertung der 
Verhandlungsergebnisse von Torquay 
deutscherseits auch die von den anderen 
Ländern bereits in Genf und Annecy ge- 
machten Zugeständnisse auf der Haben- 
Seite zu buchen, da sie sich für die deut- 
sche Ausfuhr vielfach als sehr bedeutsam 
und wertvoll erwiesen haben (vgl. An- 


lage 3 bezüglich der Zahl der Zoll- 
zugeständnisse von Genf und Annecy). 

11. Bei der Beurteilung der voraussichtlichen 
Auswirkungen der erlangten Zollzuge- 
ständnisse auf die Ausweitung des deut- 
schen Exports wird unterschieden werden 
müssen zwischen solchen Ländern, bei 
denen die Zölle das einzige Regulativ 
der Außenhandelsbeziehungen bilden und 
solchen Ländern, bei denen sie in ihrer 
Wirkung durch andere, vielfach stärkere 
und wirksamere Instrumente der Außen- 
handelspolitik, wie Einfuhrverbote (Kon- 
tingente) und Devisenrestriktionen über- 
deckt werden. In der ersten Gruppe von 
Ländern, zu denen vor allem die U.S.A. 
und Canada gehören, werden die Zoll- 
konzessionen, insbesondere soweit sie in 
ausreichenden Ermäßigungen bestehen, 
bei entsprechenden Anstrengungen der 
deutschen Außenhandelskreise sicherlich 
zu einer Steigerung der deutschen Aus- 
fuhr beitragen. Dies dürfte ganz beson- 
ders für den im Interesse des „Dollar- 
Drive" so wichtigen Export nach den 
U.S.A. gelten, da die von diesem Land 
zugestandenen Zollermäßigungen viel- 
fadi — entsprechend der dem Präsiden- 
ten durch den Reciprocal Trade Agree- 
ment Act von 1934 eingeräumten Er- 
mächtigung — bis zu der gesetzlich zu- 
gelassenen Höchstgrenze von 50 ®/o nach 
dem Stande der Zölle vom 1. Januar 
1945 gehen. 

12. Bei der zweiten Ländergruppe wird die 
Entwicklung der deutschen Ausfuhr 
weiterhin in erster Linie von einem 
Abbau, bzw. einer Verminderung der 
übrigen Handelsschranken abhängig sein; 
doch dürften auch hier die erreichten 
Konzessionen durch die erzielte Er- 
mäßigung oder zum mindesten Stabili- 
sierung der Zollbelastung exportfördernd 
wirken. 

13. Bei den italienischen Zugeständnissen ist 
die Besonderheit festzustellen, daß die 
erreichten Vertragszollsätze vielfach 
einige Punkte über den Zollsätzen des 
z. Z. in Anwendung befindlichen „Über- 
gangstarifs" liegen. Dabei ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß dieser autonom er- 
lassene „Übergangstarif" eine zunächst 
nur bis 15. Juli 1951 befristete Behelfs- 
maßnahme darstellt, die wegen der in 
weitem Maße dabei angewandten sche- 
matischen, arithmetischen Errechnungs- 
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weise den wirtschaftlichen Belangen nicht 
ausreichend Rechnung trägt und daher 
von vornherein nur provisorischen Cha- 
rakter hatte. Im übrigen sind die aus- 
gehandelten Vertragszollsätze bei einer 
größeren Anzahl von Industrieerzeug- 
nissen von den deutschen Interessenten 
vorbesprochen und als im großen und 
ganzen noch tragbar hingenommen 
worden. Auch die übrigen 13 Länder, 
die mit Italien verhandelt haben, haben 
im allgemeinen das Niveau des bisherigen 
„Übergangstarifs" nicht erreicht. 

14. Ebenso wie auf der Einfuhrseite sind 
auch auf der Ausfuhrseite die Kon- 
zessionen von der Delegation erst nach 
Anhörung der interessierten Kreise, die 
durch die Generalsachverständigen und 
durch Im Einzelfall hinzugezogene Spe- 
zialsachverständige vertreten wurden, 
vereinbart worden. Bei einzelnen Län- 
dern, wie z. B. Italien, wurden im Ein- 
vernehmen mit den ausländischen Dele- 
gationen die beiderseitigen Interessenten 
in Verbindung gebracht, um die ge- 
gebenen Verständigungsmöglichkeiten 
zwischen den betroffenen Wirtschafts- 
zweigen festzustellen und die Delega- 
tionsverhandlungen, in denen die end- 
gültigen Zugeständnisse ausgehandelt 
wurden, vorbereitend zu unterstützen. 

Die bilateralen Verhandlungsergebnisse 

1. Wie schon oben erwähnt, kommt den 
bilateralen Besprechungen bezüglich der 
Senkung der Zollsätze keine andere Be- 
deutung zu als die der Vorbereitung der 
multilateralen Listen, in die ihr Ergebnis 
völlig aufgeht. Praktisch bedeutet dies, 
daß jeder Staat aus den multilateralen 
Endlisten der anderen Staaten viel grö- 
ßere Vergünstigungen erhält, als er 
selbst ausgehandelt hat. Es bedeutet aber 
auch, daß eine Bilanzierung der bilate- 
ralen Verhandlungen nach Erfolg und 
Mißerfolg nicht berechtigt ist, da gele- 
gentlich aus den verschiedensten Grün- 
den einem Staat mehr Konzessionen ge- 
madit werden müssen, als man selbst 
einzuhandeln in der Lage ist. Der Erfolg 
der Verhandlungen von Torquay kann 
somit nur, wie dies bereits geschehen ist, 
aus dem Vergleich der deutschen multi- 
lateralen Liste zu den multilateralen 
Listen der anderen Staaten gezogen wer- 
den. 


2. Die Bedeutung der bilateralen Listen 
liegt jedoch In zwei Momenten: 

a) Die GATT-Staaten können ihre 
Zollzugeständnisse in gewissen in den 
Bestimmungen des GATT vorge- 
sehenen Fällen hinaufsetzen, müssen 
j‘edoch diese Erhöhungen durch Zoll- 
zugeständnisse auf anderen Warenge- 
bieten an die Interessierten Staaten 
ausgleichen. Der Nachweis des Inter- 
esses gilt bei den Staaten ohne wei- 
teres als erbracht, denen die in Frage 
stehende Konzession unmittelbar ge- 
macht worden ist (Artikel XXVIII 
GATT). 

b) Die weitere wesentliche Bedeutung 
der bilateralen Verhandlungen liegt 
darin, daß sie die strukturellen 
Wünsche der einzelnen Staaten deut- 
lich erkennen lassen. 

3. Bei der Beurteilung der einzelnen bila- 
teralen Listen ist zu beachten, daß im 
wesentlichen die Länder, mit denen ver- 
handelt wurde, folgendermaßen einge- 
teilt werden können: 

a) In Staaten mit einer der Bundesre- 
publik ähnlichen Wirtschaftsstruk- 
tur, die wiederum Je nach der Art 
der Beeinflussung des Außenhandels 
in Freihandelsstaaten und solche ein- 
geteilt werden können, die in ihren 
Handel weitgehend eingreifen. 

b) In Länder, die vorzüglich Rohstoff- 
lieferanten und Abnehmer deutscher 
Fertigprodukte sind. 

4. Zu der Gruppe der Staaten mit ver- 
gleichbarer Wirtschaftsstruktur gehören 
von den 21 Staaten, mit denen verhan- 
delt wurde: 

Vereinigte Staaten von Amerika, Ca- 
nada, Österreich, Großbritannien, Be- 
nelux, Italien und Frankreich. 

Zu den Rohstoffländern gehören: 
Pakistan, Philippinen, Uruguay, Chile, 
Neuseeland, Ceylon, Indonesien, Au- 
stralien und Indien. 

Eine Mittelstellung zwischen ausgespro- 
chenen Rohstoffländern und Fertiglän- 
dern nehmen ein: 

Griechenland, Schweden, Norwegen, 
Dänemark und Finnland. 

5. Entsprechend der Struktur der Länder 
zeigen die bilateralen Listen bei den 
Staaten, die mit Deutschland In ausge- 
sprochener Produktionskonkurrenz lle- 
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gen, den Versuch, die Tarife möglichst 
gleichmäßig auf beiden Seiten zu senken. 
Diese Bestrebungen sind jedoch weit- 
gehend durch die Zollpolitik der be- 
treffenden V erhandlungspartner beein- 
flußt. So sind 2. B. • Italien, Frankreich 
und USA als Hochschutzzoll-Länder zu 
bezeichnen, während Benelux und die 
nordischen Staaten, insbesondere Däne- 
mark, als Niederschutzzoll-Länder ange- 
sehen werden können. Dieser Unter- 
schied wirkt sich dahin aus, daß bei den 
Niederschutzzoll-Ländern die Bindung 
ihrer Zollsätze als ausreichende Gegen- 
zugeständnisse angesehen werden kön- 
nen, während bei den Hochschutzzoll- 
Ländern Zollherabsetzungen verlangt 
werden mußten. 

6. Die Verhandlungen mit den Rohstoff- 
ländern zeigen das Bestreben, der Ein- 
fuhr von deutschen Fertigprodukten den 
Weg zu ebnen, um trotz des Bezugs der 
Rohstoffe aus diesen Ländern zu einer 
möglichst ausgeglichenen Handelsbilanz 
zu kommen. Bei der Beurteilung des Er- 
gebnisses der bilateralen Verhandlungen 
mit solchen Staaten muß daher immer 
die Notwendigkeit des Rohstoffbezuges 
ausschlaggebend berücksichtigt werden. 
Auch tritt erschwerend hinzu, daß ge- 
rade diese Staaten es oft sind, bei denen 
die Zölle fast ausschließlich dem Zwecke 
dienen, den Staat mit den erforderlichen 
Haushaltsmitteln zu versorgen, Zollher- 
absetzungen deshalb vielfach im Hin- 
blick auf das finanzielle Interesse abgt- 
lehnt werden. 

7. Wie schon oben ausgeführt, kann das 
Ergebnis der Konferenz in Torquay nur 
nadh der in den multilateralen Listen 
enthaltenen Gesamtheit der von den 


einzelnen Ländern gemachten Zollzuge- 
ständnisse gewertet werden, und nur die 
multilateralen Listen bilden einen Teil 
des zu ratifizierenden Protokolls von 
Torquay. Trotzdem sollen auch die bi- 
lateralen Zollzugeständnislisten den be- 
teiligten Stellen demnächst bekanntge- 
geben werden, um diesen einen Über- 
blick über die der Vorbereitung der 
multilateralen Liste dienenden Verhand- 
lungen zu geben. 

E. Besondere Vereinbarungen 
über Meistbegünstigung 

Mit einzelnen Ländern, mit denen die Bun- 
desrepublik in Torquav keine Verhandlun- 
gen aufgenommen hatte, nämlich 
Dominikanische Republik 
Liberia (vertreten durch seine Gesandt- 
schaft in London), und einem Lande, mit 
dem die eingeleiteten Verhandlungen nicht 
zu Ende geführt werden konnten, nämlich 
Brasilien, 

wurden Vereinbarungen über ein gemein- 
sames an den Generalsekretär der ICITO 
(GATT) zu richtendes Schreiben getroffen, 
ln dem die Bundesrepublik und der jeweilige 
Partner sich die Gewährung der Meistbegün- 
stigung im Rahmen des GATT zusichern. 
Zweck dieser Maßnahme ist es, eine Anwen- 
dung des Artikels XXXV des GATT auszu- 
schließen, mit dem unter gewissen Voraus- 
setzungen ein Mitgliedstaat einem anderen 
Staat die in Artikel I des GATT vereinbarte 
Meistbegünstigung versagen kann. 

Die gemeinsam mit den drei genannten Län- 
dern an den Generalsekretär der ICITO 
(GATT) gerichteten Schreiben sind in Über- 
setzung als Anlage beigefügt (Anlagen 4, 5 
und 6). 
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Anlage 1 


Unmittelbare ausländische Zollzugeständnisse gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
Anzahl der ausländischen Zollzugeständnisse 


Land 

Australien 
Benelux . . 
Ceylon . . 
Chile . . . 
Dänemark 
Finnland . . 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Indien . . . 
Indonesien 
Italien . . . 
Canada . . . 
Neuseeland . 
Norwegen 
Österreich 
Pakistan . . 
Philippinen . 
Schweden . . 
USA . . . 
Uruguay . . 


Gesamtzahl 

davon 

Senkungen 

Bindungen 

76 

50 

26 

126 

8 

118 

8 

2 

6 

4 

— 

4 

29 

3 

26'0 

42 

19 

23 

590 

238 

352 

156 

91 

65 

115 

50 

65 

9 

1 

8 

5 

— 

5 

709 

627 

82 

26 

19 

7 

10 

5 

5 

103 

52==-=0 

51 

182 

146 

36 

2 

2 

— 

14 

12 

2 

110 

16 

94 

220 

187 

33 

34 

5 

29 

2 570 

1 533 

1 037 


*) zu Dänemark: (Bindungen) Außerdem hat Dänemark bei 32 dänischen Annecy-Zugestandnissen 
Deutschlands besonderes Interesse als früheres und wahrscheinlich auch künftiges Hauptlieferland 
durch Briefwechsel anerkannt. 

zu Norwegen; (Senkungen) Die Zahl von 52 Senkungen erklärt sich daraus, daß^ Norwegen die von 
Deutschland angegriffenen Maschinenpositionen durch Ex-Positionen stark auf gegliedert hat. 
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Anlage 2 


Gesamte ausländisdie Zollzugeständnisse von Torquay 

(It. multilateralen Listen, einschließlidi der Ausgleichszugeständnisse für zurüdegezogene 

Zollzugeständnisse von Genf und Annecy) 


Land Gesamtzahl 

davon 

Bemerkungen 

Australien . 

117 

Senkungen 

78 

Bindungen 

39 

Benelux . . 

129 

31 

98 


Belg.-Kongo 

7 

6 

1 


Surinam . . 

6 

1 

5 


Ceylon . . 

10 

4 

6 


Chile . . . 

16 

9 

7 

zurückgez. 3 Positionen (Artikel XXVIII) 

Brasilien . . 

78 

54 

24 

zurückgez.: 14 Positionen (Artikel XXVIII) 

Cuba . . , 

Dänemark . 

444 

150 

31 

119*) 

nur Änderungen der bisherigen Präferenzen 
gegenüber USA (222 Positionen) sowie der 
entsprechenden Meistbegünstigungssätze 
**') für weitere 32 Annecy-Bindungen Ist 

Dominikan. 

Republik 

43 

32 

11 

Deutschlands besonderes Interesse durch Brief- 
wechsel anerkannt 

Finnland 

151 

61 

90 


Frankreich . 

484 

373 

111 

zurückgez. 2, geändert (Erhöhungen) 139 Po- 

Franz. 
Kolonien . 

467 

106 

361 

sitionen (Artikel XXVIII) 

Griechenland 

244 

150 

94 


Groß- 

britannien 

185 

86 

99 

zurückgez. 6 Positionen (Artikel XXVIII) 

Indien . . 

27 

12 

15 


Indonesien . 

21 

3 

18 


Italien . . 

1 086 

959 

127 

infolge Neuordnung des Eisenabschnitts Um- 

Haiti . . . 

28 

18 

4 

stellung von weiteren 137 Positionen 
zurückgez. 10 Positionen (Artikel XXVIII) 
zurückgez. 3 Positionen (Artikel XXVIII) 

Kanada . . 

398 

253 

145 

+ 6 Erhöhungen 

Neuseeland 

55 

27 

28 

zurückgez. 34 Positionen (Artikel XXVIII) 

Norwegen . 

188 

83 

105 


Korea . . 

31 

18 

13 


Österreich . 

601 

369 

232 


Peru . . . 

444 

97 

347 


Philippinen 

106 

75 

31 
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Land Gesamtzahl 

Senkung« 

davon 

:n Bindungen 

Bemerkungen 

Pakistan . . 

12 

11 

1 


Schweden 

211 

47 

163 


Südafrika . 

Süd- 

47 

14 

33 

zurückgez. 10 Positionen (Artikel XXVIII) 

Rhodesien 

Tschecho- 

7 

4 

3 


slowakei . 

45 

22 

20 

dazu kommen 3 Erhöhungen 

Türkei . . 

412 

136 

272 

dazu kommen 4 Erhöhungen 

USA . . . 

760 

626 

134 


Uruguay . . 

2US. 34 auslän- 

48 

10 

38 

zurückgez. 11, geändert 13 Positionen (Ar- 
tikel XXVIII) 

disdie Staaten; 7 OSS*^) 

3 806 

2794 



*) einsdiließlidi 444 Änderungen bestehender Präferenzen Cubas und 14 Erhöhungen bei Haiti, Schweden, 
Tschedioslowakei, Türkei. 
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Anlage 3 


Genf; 


A n n e c y : 


Gesamtzahl der Zollzugeständnisse 

von Genf und Annecy 





In Torquay zurückgezogen oder 

Land 

Zollzugeständnisse 

geänderte Zollzugeständnisse von 
Genf und Annecy gern, Art. XXVIII 


und XIX 1) des GATT 


Genf 

Annecy 

Zurückziehungen 

Änderungen 

Australien 

446 

49 



Benelux 

950 

55 

2 

7 

Benelux (Kolonien) . . . 

49 

5 

14 

3 

Brasilien 

1049 

51 

14 

24 

Burma 

37 

— 

— 

— 

Ceylon 

115 

10 

— 

— 

Chile 

205 

50 

3 

— 

China 

245 

4 

— 

— 

Cuba 

1672) 

7 

1 


Frankreich 

2428 

193 

154 

— 

Frankreich (Kolonien) . . 

379 

85 

— 

— 

Großbritannien .... 

584 

156 

— 

4 

Großbritannien (abh. Geb.) 

65 

— 

— 

— 

Indien 

126 

25 

— 

— 

Indonesien 

283 

9 

— 

— 

Kanada 

1062 

144 

— 

— 

Neuseeland 

256 

17 

24 

8 

Norwegen 

146 

150 

— 

— 

Pakistan 

126 

15 

— 

— 

Südafrika 

327 

14 

10 

8 

Südrhodesien 

15 

— 

— 

— 

Syrien-Libanon 

214 

15 

— 

— 

Tschechoslowakei .... 

478 

107-*) 

— 

— 

USA 

1710 

305 

1^) 

3 

G e n f z u s. : 

11462 




Dänemark 


189 

1 

29 

Dominik. Republik . . . 


176 

— 

— 

Griechenland 


419 

— 

90 

Finnland 


497 

— 

— 

Haiti 


151 

3 

— 

Italien 


943 

1 

16 

Liberia . . 


54 

— 

— 

Nicaragua 


153 

— 

— 

Schweden 


531 

— 

2 

Uruguay 


269 

5 

6 


4845 Insg.; 233 


Annecy zus. : 

Gesamtergebnis Genf 11462 

Gesamtergebnis Annecy 4845 

Insgesamt . . . 16307 

Abzügl. Zurückziehungen v. Torqua y 233 

bleiben . . . 16074 

davon geändert in Torquay .... 200 


Zurüdkziehungen gern. Art. XIX des GATT sind besonders gekennzeichnet 
Außerdem 498 Zugeständnisse im Präferenz-Tarif (TL II) 

3) 146 Änderungen im Präferenz-Tarif (TL II) 

^) davon 31 Doppelbindungen 

®) teilweise Zurüaeziehung gern. Artikel XIX des GATT 


22 



Anlage 4 


An den 

Generalsekretär der ICITO, 
Herrn E. Wyndham White, 
Princes Hotel, 

T o r q u a y 


Die Delegationen der Bundesrepublik Deutschland und der Domini- 
kanischen Republik kamen am 13. Februar 1951 zusammen und 
stellten Untersuchungen darüber an, ob gegenwärtig die Voraus- 
setzungen für direkte Zollverhandlungen zwischen Deutschland und 
der Dominikanischen Republik gegeben seien. 

Nach vorangegangenem Meinungsaustausch und gegenseitiger Infor- 
mation wurde festgestellt, daß die gegenwärtigen Umstände direkte 
Zollverhandlungen zwischen den beiden Ländern nicht erfordern; 
es wurde vereinbart, diese Frage zu einem späteren Zeitpunkt er- 
neut zu prüfen. 

Die beiden Delegationen stellten jedoch fest, daß ihre Regierungen 
sich gegenseitig die unbedingte Meistbegünstigung in Überein- 
stimmung mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
gewähren werden. 


Torquay, den 13. Februar 1951 


Für die Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland 

gez. Hagemann 


Für die Delegation der 
Dominikanischen Republik 

gez. Troncoso 
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Anlage 5 

An den 

Generalsekretär der ICITO, 

Herrn E. Wyndham White, 

Princes Hotel, 

T o r q u a y 

Die Delegationen von Liberia und der Bundesrepublik Deutsdiland 
kamen heute zusammen und stimmten darin überein, daß unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen eine Notwendigkeit für direkte Zoll- 
verhandlungen zwisdien ihnen nicht gegeben ist. Sie vereinbarten 
jedodi, daß ihre Regierungen den Artikel XXXV des GATT nidit 
auf ihre gegenseitigen Handelsbeziehungen anwenden werden, son- 
dern sidi die unbedingte Meistbegünstigung im Rahmen des Allge- 
meinen Zoll- und Handelsabkommens gewähren werden. 

Torquay, den 21. März 1951 

Für die Delegation von Für die Delegation^ der 

Liberia Bundesrepublik Deutsdiland 

gez. Wilmot A. David gez. Hagemann 


Anlage 6 

An den 

Generalsekretär der ICITO, 

Herrn Wyndham White, 

Princes Hotel, 

Torquay 

Die Delegationen der Bundesrepublik Deutsdiland und der Re- 
publik der Vereinigten Staaten von Brasilien kamen am 31. März 
1951 zusammen und stellten Untersuchungen darüber an, ob gegen- 
wärtig die Voraussetzungen für direkte Zollverhandlungen zwisdien 
Deutsdiland und der Republik der Vereinigten Staaten von Bra- 
silien gegeben seien. 

Nadi vorangegangenem Meinungsaustausdi und gegenseitiger Infor- 
mation wurde festgestellt, daß die gegenwärtigen Umstände direkte 
Zollverhandlungen zwisdien den beiden Ländern nicht erfordern; 
es wurde vereinbart, diese Frage zu einem späteren Zeitpunkt 
erneut zu prüfen. 

Die beiden Delegationen stellten jedodi fest, daß ihre Regierungen 
sidi gegenseitig die unbedingte Meistbegünstigung in Übereinstim- 
mung mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen gewähren 
werden. 

Torquay, den 31. März 1951 

Für die Delegation der Für die Delegation der 

Republik der Vereinigten Bundesrepublik Deutsdiland 

Staaten von Brasilien 

gez. Alberto de Castro gez. Hagemann 

Menezes 
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